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Abstract
In the debate on metropolitan governance, the influence of the cantonal border has been given little
attention so far. However, the need for action is particularly high in urban border regions where there
are typically few contacts among the municipalities across the border. Thus, many border regions
inevitably turn into peripheral regions. The aim of this article is to make a contribution to closing this
research gap. It analyses the influence of a cantonal border on the municipal collaboration in the policy
field of spatial planning. To this end, three urban agglomerations in the metropolitan area of Zurich are
being compared: the urban region Limmattal and the urban agglomerations of Rapperswil-Jona-Rüti and
Schaffhausen. These case studies point out the crucial components of the restraining effect of the
cantonal border. With respect to the empirical findings, promising strategies for an improved municipal
cooperation across the cantonal border are identified.
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Abstract: In the debate on metropolitan gover-
nance, the influence of the cantonal border has 
been given little attention so far. However, the 
need for action is particularly high in urban bor-
der regions where there are typically few con-
tacts among the municipalities across the bor-
der. Thus, many border regions inevitably turn 
into peripheral regions. The aim of this article is 
to make a contribution to closing this research 
gap. It analyses the influence of a cantonal bor-
der on the municipal collaboration in the policy 
field of spatial planning. To this end, three ur-
ban agglomerations in the metropolitan area of 
Zurich are being compared: the urban region 
Limmattal and the urban agglomerations of 
Rapperswil-Jona-Rüti and Schaffhausen. These 
case studies point out the crucial components 
of the restraining effect of the cantonal border. 
With respect to the empirical findings, prom-
ising strategies for an improved municipal co-
operation across the cantonal border are iden-
tified.
English title: Cantonal borders in the Zurich 
metropolitan area: An investigation of inter-
community cooperation in land use planning
1. Einleitung
Die zunehmende Inkongruenz von funktionalen 
Räumen und institutionellen Grenzen stellt die 
urbanen Verdichtungsgebiete vor grosse Her-
ausforderungen. Der städtische Raum dehnt 
sich ohne Rücksicht auf Kantons- und Ge-
meindegrenzen ständig aus. Die föderalistische 
Struktur der Schweiz deckt sich so immer we-
niger mit der tatsächlichen gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Realität. Der durch diese 
Dynamik entstehende grenzübergreifende Ko-
ordinationsbedarf wird in der schweizerischen 
Praxis meistens mit dem Instrument der inter-
kommunalen Zusammenarbeit in Zweckverbän-
den angegangen. Nur knapp 7 % der Gemeinden 
sind an keinerlei derartigen Kooperationsver-
bindungen beteiligt. Die Zweckverbände rei-
chen gemäss Steiner (2002: 338) aber in den 
wenigsten Fällen über den eigenen Kanton hin-
aus. Etliche kantonale Grenzregionen werden 
so zu Randregionen. Sie orientieren sich bezüg-
lich der öffentlichen Dienstleistungen gezwun-
genermassen am nächstliegenden Zentrum in 
ihrem Kanton und nicht am nächstliegenden 
Zentrum gemäss der bestehenden Siedlungs-
struktur. Durch die kantonalen Grenzen werden 
die zusammenhängenden urbanen Gebiete zer-
schnitten und damit geschwächt. Denn um sich 
im Wettbewerb mit anderen städtischen Räu-
men behaupten zu können, ist eine Erstarkung 
der Agglomeration als Ganzes vonnöten.
Die trennende Wirkung von Kantonsgren-
zen in urbanen Verdichtungsräumen steht im 
Fokus des vorliegenden Beitrags. Zur Präzi-
sierung der Fragestellung wird auf den Ansatz 
des «akteurzentrierten Institutionalismus» zu-
rückgegriffen (Mayntz, Scharpf 1995). Der ak-
teurzentrierte Institutionalismus verbindet die 
Theorie des Rational Choice mit einem institu-
tionalistischen Theorieansatz. Der Schwerpunkt 
des Rational-Choice-Ansatzes liegt auf dem Ra-
tionalverhalten, welches zum Instrumentarium 
der modernen – hauptsächlich neoklassischen 
– Wirtschaftstheorie gehört. Das Rationalver-
halten bringt zum Ausdruck, dass verschiedene 
Alternativen miteinander verglichen und be-
wertet werden, wobei diejenige Alternative ge-
wählt wird, welche das beste Kosten-Nutzen-
Verhältnis verspricht. Individuen werden also 
von Eigeninteresse geleitet und sind deshalb 
bestrebt, ihren Nutzen zu maximieren. Ratio-
nalverhalten ist in diesem Sinne ein Mittel zur 
Zielerreichung des Eigeninteresses (Behrends 
2001: 1 ff.). Dieses rationale, nutzenmaximie-
rende Verhalten wird im akteurzentrierten In-
stitutionalismus aber entscheidend beeinflusst 
durch das institutionelle Umfeld. Ihren Insti-
tutionenbegriff haben Mayntz und Scharpf aus 
den verschiedenen Richtungen des Neo-Insti-
tutionalismus heraus entwickelt. Beim Neo-In-
stitutionalismus handelt es sich nicht um eine 
einheitliche Theorie, jede der verschiedenen 
Schulen hat ihre eigene Begrifflichkeit entwi-
ckelt. Der akteurzentrierte Institutionalismus 
nun verwendet für das Konzept des institutio-
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von Variablen. Den Institutionen wird keine de-
terminierende Wirkung zugeschrieben, sie bil-
den vielmehr einen stimulierenden oder auch 
restringierenden Handlungskontext. Der insti-
tutionelle Rahmen konstituiert die Akteure und 
ihre Konstellationen, strukturiert die Verfügbar-
keit von Ressourcen und beeinflusst ihre Präfe-
renzen und Strategien (Sager 2002: 52). Der 
Ansatz des akteurzentrierten Institutionalismus 
wird also dadurch charakterisiert, dass den rati-
onalen, strategischen Handlungen der Akteure 
gleichviel Gewicht zukommt wie der strukturie-
renden Wirkung von Institutionen. Angewandt 
auf die vorliegende Problemstellung wird die 
Kantonsgrenze als rechtliches Konstrukt begrif-
fen, das die Gemeindezusammenarbeit struk-
turiert. Die zentrale Hypothese dieses Beitrags 
postuliert, dass die Kantonsgrenze eine hem-
mende Wirkung auf die interkommunale Ko-
operation ausübt. Ursachen hierfür können in 
den unterschiedlichen gesetzlichen Grundla-
gen, den fehlenden grenzüberschreitenden In-
stitutionen oder dem kantonalen Zusammenge-
hörigkeitsgefühl liegen. So ist das Eingehen von 
bindenden Verträgen oder das Entstehen von 
wiederholten Interaktionen an der Kantons-
grenze sicher deutlich schwieriger als im Kan-
tonsgebiet. In urbanen Verdichtungsräumen 
wirkt sich diese institutionelle Hürde zudem 
besonders nachteilig aus, da hier der interkom-
munale Kooperationsbedarf hoch ist. 
In verschiedenen wissenschaftlichen Diszip-
linen fand eine Auseinandersetzung mit der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit statt. 
Während in verwaltungswissenschaftlichen 
Studien oftmals eine Bestandesaufnahme der 
Entstehung und Funktionsweise von grenz-
überschreitenden Institutionen durchgeführt 
wurde, untersucht Pfeiffer (2000) in einer öko-
nomischen Analyse die Erfolgsbedingungen der 
grenzüberschreitenden regionalen Zusammen-
arbeit. Eine Fokussierung auf raumordnungspo-
litische Fragen erfolgt beispielsweise bei Lezzi 
(1994), welche die Zusammenarbeit an der 
Grenze zwischen Deutschland und der Schweiz 
analysiert. Studien zur Zusammenarbeit über 
eine Kantonsgrenze hinweg sind spärlicher ge-
sät und fast nur in der Rechtswissenschaft zu 
finden. So untersucht Brunner (2000) die Mög-
lichkeiten und Grenzen in der interkantonalen 
Zusammenarbeit am Beispiel der Ostschweiz. 
Die interkommunale kantonsübergreifende Zu-
sammenarbeit hingegen wurde bisher nur we-
nig beleuchtet. Eine Ausnahme stellt die Studie 
von Steiner, Ladner und Lienhard (2004) dar, 
welche die Machbarkeit eines kantonsübergrei-
fenden Zusammenschlusses der Gemeinden 
Risch (ZG) und Meierskappel (LU) erforscht. 
Zu erwähnen ist hier zudem der zweite Fachbe-
richt der Tripartiten Agglomerationskonferenz 
(TAK), welcher sich mit der Zusammenarbeit 
in kantonsübergreifenden Agglomerationen 
auseinandersetzt (TAK 2006). Der Bericht prä-
sentiert verschiedene Kooperationsmodelle als 
Orientierungshilfe für die Praxis, richtet sich 
aber hauptsächlich an die Kantone. Anhand 
demokratie- bzw. effizienzorientierter Krite-
rien werden sechs mögliche Intensitätsstufen 
der grenzübergreifenden Kooperation skizziert. 
Auf den unteren Stufen finden sich Modelle, 
die eine interkantonal koordinierende Zusam-
menarbeit vorsehen. Diese Modelle sind rasch 
umsetzbar, reichen aber nicht über eine lose 
Koordination hinaus. Weiter oben rangieren 
Kooperationsmodelle, die auf einer interkanto-
nalen Agglomerationsplattform basieren. Diese 
Plattform kann in gewissen Fragen verbindlich 
entscheiden und ist somit interkantonal ent-
scheidbefugt. Bezüglich der effizienz- und de-
mokratieorientierten Kriterien schneiden diese 
weiter entwickelten Modelle klar besser ab – für 
die Umsetzung muss aber mit einem längeren 
Zeithorizont gerechnet werden. Es stellt sich 
nun die Frage, ob und inwiefern die diskutier-
ten interkantonalen Kooperationsmodelle im 
Sinne des akteurzentrierten Institutionalismus 
auf die grenzübergreifende Gemeindekoope-
ration wirken. Zu untersuchen gilt es also auch, 
welche kantonsübergreifenden Gefässe bereits 
bestehen und ob diese allenfalls die trennende 
Wirkung der Kantonsgrenzen zu mildern ver-
mögen.
2. Fragestellung und Vorgehen
Dieser Beitrag geht der Frage nach, ob die Exi-
stenz einer Kantonsgrenze die interkommunale 
Zusammenarbeit im urbanen Gebiet tatsäch-
lich erschwert. Dieser hemmende Einfluss soll 
daraufhin nach seinen zentralen Komponen-
ten aufgeschlüsselt und erklärt werden. Wei-
ter werden wirksame Strategien geortet, die die 
trennende Wirkung von kantonalen Grenzen 
abschwächen oder sogar überwinden können. 
Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf den 
von der TAK vorgeschlagenen interkantonalen 
Kooperationsmodellen. Was lässt sich zur Wir-
kungsweise dieser Gefässe auf die Zusammen-
arbeit auf lokaler Ebene sagen?
Die Fragestellung wird am Beispiel der kom-
munalen Nutzungsplanung empirisch unter-
sucht. Dieser Politikbereich ist von den Ent-
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stark tangiert und verlangt aufgrund der regi-
onalen Auswirkungen von kommunalen Ent-
scheiden besonders nach interkommunaler Ko-
ordination.
Das grundsätzliche Koordinationsproblem 
in der Raumplanung besteht darin, dass Ent-
scheide, die individuell rational erscheinen, 
in Bezug auf das Kollektiv irrational sind. Die 
hohe Planungsautonomie der Gemeinden er-
laubt die Einzonung von neuem Bauland aus 
rein kommunalen Interessen. Diese Interessen 
entsprechen aber nur in wenigen Fällen der 
wünschbaren Siedlungsentwicklung aus einer 
regionalen Perspektive. Der Nutzungsplan ist 
für eine Gemeinde das wirksamste Instrument, 
um ihre Leitvorstellungen zur zukünftigen 
kommunalen Entwicklung umzusetzen (Inder-
bitzin 2003: 49 f.). Die daraus resultierende 
enge Optik der Gemeinden erschwert aber eine 
koordinierte Verkehrs- und Raumplanung und 
somit eine Erstarkung der gesamten Region. 
Eine solche Widersprüchlichkeit von indivi-
duellen und kollektiven Interessen wird nach 
Hardin als tragedy of the commons bezeichnet. 
Dies meint die Übernutzung eines Kollektiv-
gutes durch die beteiligten Akteure (Scharpf 
1997: 31). Im vorliegenden Fall handelt es sich 
Abb. 1: Metropolitanraum Zürich. 
(Quelle: BFS, Volkszählung 2000; 
Grafik: Statistisches Amt Kanton 
Zürich)
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Verfügung stehenden Boden. Die Gemein-
den konkurrenzieren sich in ihren Nutzungs-
ansprüchen und bewirken so eine Übernutzung 
des Gutes. Diese Dilemma-Konstellation kann 
aber durch Ko operation und den Aufbau gegen-
seitigen Vertrauens aufgelöst werden. So wird es 
möglich, dass für alle beteiligten Akteure – aus 
einer übergeordneten wie auch aus einer indi-
viduellen Perspektive – langfristig bessere Re-
sultate erzielt werden. Der Politik bereich der 
kommunalen Nutzungsplanung ist also auf eine 
funktionierende Gemeindezusammenarbeit 
angewiesen – dies insbesondere in verdichteten 
Räumen.
Als Untersuchungsperimeter wird der Met-
ropolitanraum Zürich gewählt, welcher bis in 
die Kantone Aargau, Schaffhausen, Schwyz, 
St. Gallen und Thurgau hineinreicht.1 Inner-
halb dieses Raums richtet sich der Fokus auf 
drei urbane Regionen, die von einer Kantons-
grenze geteilt werden. Es handelt sich um die 
Region Limmattal (Kantonsgrenze Zürich – Aar-
gau), die Agglomeration Rapperswil-Jona-Rüti 
(Kantonsgrenze Zürich – St. Gallen) und die 
Agglomeration Schaffhausen (Kantonsgrenze 
Zürich – Schaffhausen).
Die Untersuchung ist als qualitative Ana-
lyse angelegt. Die Erhebung der interkommu-
nalen Kooperationsstrukturen erfolgt einerseits 
anhand einer Analyse aller hierzu relevanten 
Dokumente und andererseits durch acht leit-
fadengestützte Interviews. Zu den erhobenen 
Dokumenten zählen die gesetzlichen Grund-
lagen, kantonale Richtpläne, kommunale Nut-
zungspläne, Gemeindestatistiken, Strategie-
papiere sowie Projektpläne. Interviewt wurden 
zunächst zwei Raumplanungsfachleute, um 
detailliertere Informationen zur interkommu-
nalen Zusammenarbeit im Politikbereich der 
Nutzungsplanung zu erhalten. Es folgten sechs 
Interviews mit Vertretern der Gemeindeexeku-
tiven, die für die lokale Planung zuständig sind. 
Dabei wurden stets zwei Gemeinden aus jeder 
Untersuchungsregion gewählt, zwischen de-
nen die Kantonsgrenze verläuft. Bei den unter-
suchten Gemeinden handelt es sich um Sprei-
tenbach und Dietikon (Region Limmattal), Rüti 
ZH und Rapperswil-Jona (Agglomeration Rap-
perswil-Jona-Rüti) sowie Schaffhausen und Feu-
erthalen (Agglomeration Schaffhausen).
Die vollständigen Fallstudien finden sich in 
der Lizentiatsarbeit der Autorin (Plüss 2005), 
wurden für diesen Beitrag aber auf den aktu-
ellen Stand gesetzt.
3. Resultate der Untersuchung
3.1 Die kantonsübergreifende  
Zusammenarbeit in den untersuchten  
Räumen
Die qualitative Erhebung der interkommunalen 
Kooperationsstrukturen zeigt in den drei un-
tersuchten Räumen eine sehr unterschiedliche 
Intensität der grenzübergreifenden Zusammen-
arbeit.
Das Limmattal gehört zum Zürcher Agglo-
merationsgebiet und reicht von Schlieren im 
Kanton Zürich bis nach Baden im Kanton Aar-
gau. Es ist ein dicht genutzter Grenzraum, der in 
den letzten Jahren und Jahrzehnten eine starke 
Entwicklung erfahren hat. Zahlreiche Firmen 
und Geschäfte, die viel Raum beanspruchen 
und diesen in der Stadt Zürich nicht fanden, ha-
ben sich hier niedergelassen. Die früheren Bau-
erndörfer wurden zu Arbeitsplatzgemeinden, 
insbesondere in der Talebene des Limmattals. 
An den Hängen finden sich aber immer noch 
ländliche Gemeinden mit einem eher traditi-
onell ausgerichteten Dorfleben. Generell wur-
den im Limmattal sehr grosszügig Baugebiete 
eingezont und besonders an den hügeligen La-
gen neue Siedlungen erstellt. Dies erzeugte eine 
starke Zunahme des motorisierten Individual-
verkehrs, da diese neuen Siedlungsgebiete nur 
dürftig an den öffentlichen Verkehr angeschlos-
sen sind. Zum privaten Verkehr kam zusätzlich 
der Einkaufsverkehr, bedingt durch die grossen 
Einkaufszentren in Spreitenbach. Der hohe Ver-
kehrs- und Siedlungsdruck zwingt die Gemein-
devertreter im Limmattal bereits seit Anfang der 
1990er-Jahre zu einem stetigen Austausch über 
die Grenze hinweg. So nimmt Spreitenbach Ein-
sitz in der Regionalen Verkehrskonferenz und 
der Konferenz der Gemeindepräsidenten des 
Bezirks Dietikon. Zusammen mit Berg dietikon 
und Rudolfstetten ist Spreitenbach zudem an 
den Sitzungen der Zürcher Planungsgruppe 
Limmattal als nicht stimmberechtigtes Mitglied 
dabei. Weitere interkommunale Kontakte fin-
den im Rahmen der Plattform Aargau – Zürich 
(PAZ) statt. Die PAZ ist eine Informationsplatt-
form, die von den Baudirektoren der beiden 
Kantone Aargau und Zürich getragen wird, das 
Gebiet entlang der gesamten gemeinsamen 
Kantonsgrenze einbezieht und sich hauptsäch-
lich mit räumlich relevanten Problemen befasst. 
Mit der Gründung der PAZ im Jahr 1997 voll-
zogen die beteiligten Kantone und Gemeinden 
einen wichtigen Schritt hin zu einer verstärk-
ten Zusammenarbeit in der Grenzregion. Die 
PAZ dient zwar in erster Linie als Kommuni-
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ermöglicht aber einen beständigen Austausch 
zwischen den involvierten Gemeinden. Neben 
dem regelmässigen grenzübergreifenden Infor-
mationsaustausch bestehen kleinere gemein-
same Projekte in der Nutzungsplanung. Ein ty-
pisches Beispiel hierfür ist der Skulpturenpark 
von Bruno Weber. Der Zürcher Künstler Bruno 
Weber stammt aus Dietikon und plante einen 
Skulpturenpark in einem unerschlossenen Ge-
biet im aargauischen Spreitenbach nahe der 
Kantonsgrenze. Die beiden Gemeinden haben 
diese Planung daraufhin gemeinsam vorange-
trieben und die Erschliessungskosten geteilt. 
Sowohl Dietikon wie auch Spreitenbach berufen 
sich gerne auf den Skulpturenpark – im Sinne 
einer Imageförderung für die eigene Gemeinde. 
Als weiteres Beispiel von grenzübergreifenden 
Aktivitäten ist der Planungsprozess «Zukunft 
Niderfeld» zu nennen. Dieser wurde im Hin-
blick auf die angestrebte Einzonung eines rund 
40 Hektaren grossen, weitgehend unüberbauten 
Gebiets im Westen der Stadt Dietikon lanciert. 
Das Niderfeld umfasst 119 Parzellen und liegt 
direkt an der Kantonsgrenze. Teilgenommen an 
diesem offenen Problemlösungsprozess hat ne-
ben den Gemeindevertretern, den Grundeigen-
tümern und weiteren Interessenorganisationen 
auch der Gemeindepräsident von Spreitenbach. 
Da die Auswirkungen einer Einzonung des Ni-
derfelds grossräumig ausfallen werden, lud die 
Stadt Dietikon auch die angrenzende Aargauer 
Gemeinde zur Mitwirkung ein. Die Einzonungs-
vorlage für das Dietiker Niderfeld wurde am 
1. Juni 2008 vom Stimmvolk gutgeheissen. Im 
Limmattal präsentiert sich die trennende Wir-
kung der Kantonsgrenze also insgesamt als eher 
niedrig.
Der Agglomeration Rapperswil-Jona-Rüti 
gehören die St. Galler Gemeinden Rapperswil-
Jona und Eschenbach sowie die Zürcher Ge-
meinden Rüti und Dürnten an. Sie bilden einen 
Bevölkerungs- und Arbeitsplatzschwerpunkt, 
nehmen aber innerhalb der eigenen Kantone 
eine Randlage ein. Die Agglomeration zeich-
net sich durch eine überdurchschnittliche Ent-
wicklungsdynamik aus, ihr Wachstum liegt aber 
leicht unterhalb der Wachstumsraten der üb-
rigen Zürcher Agglomerationen. Mehr als die 
Hälfte der Einwohner lebt in der Gemeinde 
Rapperswil-Jona. Sie ist seit der Fusion von 
Rapperswil und Jona auf den 1. Januar 2007 die 
zweitgrösste Gemeinde im Kanton St. Gallen. 
Im Gegensatz zur Region Limmattal stellt die 
Kantonsgrenze in der Agglomeration Rappers-
wil-Jona-Rüti eine hohe Hürde dar. Die Ge-
meinderäte von Rapperswil-Jona und Rüti ha-
ben sich erst Mitte der 1990er-Jahre zum ersten 
Mal getroffen und kennen sich nach wie vor 
schlecht. Gemäss den Aussagen eines Inter-
view ten gibt es «nur wenig Austausch über die 
Kantonsgrenze hinweg, wodurch viel Kraft ver-
loren geht». Die Zonenpläne werden zwar zur 
Vernehmlassung an alle angrenzenden, auch 
ausserkantonalen, Gemeinden geschickt, die 
fehlenden Bekanntschaften aber hemmen eine 
weitergehende Zusammenarbeit in der Nut-
zungsplanung. Durch den breiten Grüngürtel 
zwischen Rapperswil-Jona und Rüti ergibt sich 
zudem räumlich wenig Verbundenheit. Einen 
ersten Aufbruch in Richtung grenzübergreifen-
der Kooperation stellt das Projekt der «Agglo 
Obersee» dar. Es soll der Erarbeitung von Stra-
tegien zur Bewältigung der steigenden Ver-
kehrsprobleme und der Koordination von Sied-
lungsentwicklung und Verkehrsinfrastrukturen 
dienen. Der Kreis der Teilnehmenden erstreckt 
sich auf die zehn Gemeinden Altendorf, Bubikon, 
Dürnten, Eschenbach, Feusisberg, Freien bach, 
Lachen, Rapperswil-Jona, Rüti und Wollerau so-
wie die Kantone St. Gallen, Schwyz und Zürich. 
Anhand von mehreren Workshops haben die 
Beteiligten verschiedene grenzübergreifende 
Kooperationsprojekte hauptsächlich in den Po-
litikbereichen Verkehr und Siedlung diskutiert. 
Daraus entstanden im August 2004 das Mo-
dellvorhaben «Agglo Obersee» und Ende 2007 
das Agglomerationsprogramm Obersee. Der 
interkommunale Austausch konnte von dieser 
Plattform profitieren, konkrete gemeindeüber-
greifende Kooperationsvorhaben in der Nut-
zungsplanung sind aber nicht vorhanden. Es 
ist also noch keine Verstetigung der Kontakte 
eingetreten, wie sie im Limmattal zu beobach-
ten ist.
Die grenzübergreifende Agglomeration 
Schaffhausen umfasst neun Schaffhauser Ge-
meinden, die vier Zürcher Gemeinden Feuer-
thalen, Flurlingen, Dachsen sowie Laufen-Uh-
wiesen und reicht sogar bis in den deutschen 
Grenzraum hinein. Der Raum Schaffhausen 
zeigt das typische Bild einer Agglomeration mit 
einer grösseren Kernstadt und angrenzenden 
Agglomerationsgemeinden. Die Zürcher Ag-
glomerationsgemeinden sind dabei eng mit 
der Stadt Schaffhausen zusammengewachsen. 
Da der Rhein als kantonale Grenze nahe am 
Stadtzentrum vorbei führt, liegt beispielsweise 
das angrenzende Feuerthalen der Altstadt von 
Schaffhausen näher als Aussenquartiere der 
Stadt. Dadurch orientieren sich die Einwohner 
der Zürcher Gemeinden auch sehr stark Rich-
tung Schaffhausen. Aufgrund der trennenden 
Wirkung des Rheins gibt es aber nur wenige 
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vor kurzem keinerlei Zusammenarbeit in der 
Nutzungsplanung. Im Herbst 2002 ereigneten 
sich aber erste grenzübergreifende Interakti-
onen innerhalb des Projektes «Agglomeration 
Schaffhausen Plus». Dabei handelt es sich um 
ein Modellvorhaben im Rahmen der Agglome-
rationspolitik des Bundes. In der eingesetzten 
Arbeitsgruppe Agglomerationspolitik war ne-
ben Vertretern von Schaffhauser Gemeinden 
und dem Kanton Schaffhausen auch der Prä-
sident der Zürcher Gemeinde Feuerthalen be-
teiligt. Hier wurden erste Grundsätze für eine 
grenzüberschreitende Agglomerationspolitik 
und mögliche Aufgabenfelder skizziert. Eine 
Konkretisierung der Agglomerationsstrategie 
bezüglich der grenzübergreifenden Koopera-
tion erfolgte mit der Gründung des Vereins Ag-
glomeration Schaffhausen im Juni 2006. Dieser 
dient – ähnlich wie die PAZ – als Kommunika-
tionsplattform und soll die Diskussion und Ko-
ordination von Themen mit grenzüberschrei-
tender Bedeutung fördern. Zurzeit umfasst der 
grenzübergreifende Verein die drei Kantone 
Schaffhausen, Thurgau und Zürich, die drei 
Landkreise Konstanz, Schwarzwald-Baar-Kreis 
und Waldshut, den Regionalverband Hoch-
rhein-Bodensee sowie 45 betroffene Gemein-
den. Unter diesem gemeinsamen Dach finden 
regelmässige interkommunale Kontakte statt. 
Grenzübergreifende Gemeindevorhaben in der 
Nutzungsplanung sind aber – bis auf eine ge-
wisse Abstimmung der kommunalen Zonen-
pläne – nicht auszumachen.
In allen untersuchten Räumen erweist sich 
die Kantonsgrenze somit als deutlich struktu-
rierender Faktor. Sie wirkt erschwerend auf die 
interkommunale Zusammenarbeit in der Nut-
zungsplanung. Allerdings stellt sich diese Hürde 
nicht in allen Gebieten als gleich hoch dar. So 
lassen sich im Limmattal bezüglich der inter-
kommunalen Kooperation inner- und interkan-
tonal nur wenige Unterschiede ausmachen. In 
den anderen beiden Agglomerationen präsen-
tiert sich die überkantonale Gemeindezusam-
menarbeit aber deutlich schwächer als die Ko-
operation innerhalb der Kantonsgrenzen.
3.2 Die Hemmnisse der  
kantonsübergreifenden Zusammenarbeit
Der hemmende Einfluss der kantonalen Grenze 
im Bereich der Nutzungsplanung lässt sich auf 
folgende vier Komponenten zurückführen:
• Kantonal unterschiedliche Gesetzgebung
• Kantonal unterschiedliche Auslegung von 
Bun despolitiken
• Kantonale Organisation von Zweckverbänden
• Kantonales Zusammengehörigkeitsgefühl
Der Politikbereich der Raumplanung liegt 
in den Händen der Kantone. Die kantonal 
unterschiedliche Gesetzgebung ist aber per se 
kein gewichtiger Faktor. Die unterschiedliche 
Terminologie der kantonalen Bau- und Pla-
nungsgesetze erschwert zwar die kantonsü-
bergreifende Zusammenarbeit zwischen den 
Gemeinden, übt aber keinen entscheidenden 
Einfluss aus.
Was weit schwerer wiegt, ist die kantonal 
unterschiedliche Auslegung von Bundespoli-
tiken. Die Bundesvorschriften in den Bereichen 
Raumplanung und Umweltschutz werden in 
den kantonalen Gesetzgebungen unterschied-
lich umgesetzt, was von den Gemeinden als Ver-
zerrung des Wettbewerbs angesehen wird. Ein 
sehr anschauliches Beispiel ist der Neubau des 
Möbelhauses Ikea im Limmattal. Mit dem An-
sinnen des Fachmarkts von 1998, seinen La-
den samt Hauptsitz zu vergrössern, begann ein 
Seilziehen zwischen den Gemeinden Dietikon 
und Spreitenbach um den Schweizer Steuer-
sitz des Konzerns und damit Einnahmen von 
rund 1 Mio. Franken jährlich. Beide Gemein-
den offerierten dem Möbelhaus ein geeignetes 
Stück Land – in Spreitenbach musste hierfür 
zuerst eine planerische Rechtsgrundlage ge-
schaffen und der kommunale Bauzonenplan 
sowie die Bauzonenordnung angepasst werden. 
Der Konzern verfolgte nun parallel zwei Neu-
bauprojekte, die nur knapp einen Kilometer 
voneinander entfernt lagen. Den Zuschlag hat 
schliesslich Spreitenbach und somit der Kan-
ton Aargau erhalten. Gründe hierfür liegen in 
der kantonal unterschiedlichen Umsetzung der 
Umweltschutzgesetzgebung des Bundes 2. Die 
hier geforderte vorsorgliche Begrenzung von 
Emissionen findet sich in den kantonalen Um-
weltschutzverordnungen sowie den Planungs- 
und Baugesetzen in vielfältiger Weise wieder. 
Als problematisch erweist sich diese Vielfalt 
insbesondere bei publikumsintensiven Einrich-
tungen, wie Einkaufs- und Fachmarktzentren, 
die bedeutende Auswirkungen auf Raumord-
nung und Umwelt haben (Muggli 2002: 35). So 
kennt das Aargauer Recht keine gesetzliche 
Pflicht zur Erschliessung eines Bauvorhabens 
durch den öffentlichen Verkehr.3 Im «Mass-
nahmenplan Luft» des Kantons Aargau (2002: 
43) wird zwar verlangt, «Nutzungen mit hoher 
Verkehrserzeugung an Standorte mit guter ÖV-
Erschliessung zu verlagern», der Massnahmen-
plan hat allerdings nur den Charakter einer be-
hördenverbindlichen Verwaltungsverordnung.4 
Es fehlen zudem konkrete Angaben hinsicht-
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vidierte Bauzonenplan von Spreitenbach weist 
das Neubauprojekt der Güteklasse C zu. Aus-
gehend von dieser Einordnung, von der pro-
jektierten Verkaufsfläche von zirka 22 000 m2 
und gestützt auf die VSS-Richtlinie für die Be-
messung der Anzahl Parkplätze 5 setzte der Aar-
gauer Regierungsrat die Anzahl der erlaubten 
Parkfelder auf 700 fest – samstags sowie an 
anderen verkaufsstarken Tagen sind sogar 890 
Parkplätze verfügbar. Die Gesetzgebung des 
Kantons Zürich kennt bezüglich publikumsin-
tensiver Nutzungen ebenfalls keine spezifischen 
Regelungen. Das Planungs- und Baugesetz for-
dert nur die «Gewährleistung der Erreichbar-
keit mit dem öffentlichen Verkehr».6 Im Jahre 
1997 hat der massgebliche Gesetzesartikel mit 
der «Wegleitung zur Regelung des Parkplatz-
bedarfs» (Baudirektion Kanton Zürich 1997) 
aber eine entscheidende Präzisierung erfahren. 
Die se Wegleitung regelt neu auch die Anfor-
derungen und Grenzwerte für Einkaufszentren 
und hat in diesem Zusammenhang einen Quasi-
Verordnungs-Status erhalten (ARV 2004: 7). Der 
Gestaltungsplan der Gemeinde Dietikon ordnet 
daher das Zürcher Bauvorhaben der höheren 
ÖV-Güteklasse B zu und sieht für die geplante 
Fläche von rund 75 000 m2 genau 618 Park-
plätze vor.7 Die im Vergleich zur Verkaufsfläche 
markant höhere Verfügbarkeit an Parkfeldern 
gab den Ausschlag, dass Ikea sein Neubaupro-
jekt auf Aargauer Boden verwirklichte. Damit 
kann exemplarisch gezeigt werden, welche Kon-
sequenzen die kantonal unterschiedlichen Aus-
legungen von Bundesvorschriften in der raum-
planerischen Praxis haben. Solche Differenzen 
erzeugen Unverständnis bei den Betroffenen 
und wirken sich nachteilig auf das Verhältnis 
der Gemeinden aus. Sie sind gemäss den Aus-
sagen beteiligter Gemeinderäte ein zentrales 
Element der trennenden Wirkung der Kantons-
grenze.
Die kantonale Organisation von Zweckver-
bänden zeigte sich in der Untersuchung eben-
falls als wichtige Komponente des Konzepts der 
Kantonsgrenze. Im Politikbereich der Raum-
planung sind die Gemeinden in Regionalpla-
nungsgruppen gegliedert. Diese haben je nach 
Kanton eine unterschiedliche rechtliche Form. 
Die kantonale Organisation der Regionalpla-
nungsgruppen erschwert das kantonsübergrei-
fende Denken der Gemeinden, da der institu-
tionalisierte Austausch der Gemeindevertreter 
auf die Planungsregion im eigenen Kanton re-
duziert bleibt. Die Fallstudien der Agglomerati-
onen Rapperswil-Jona-Rüti und Schaffhausen 
zeigen, dass sich die kommunalen Planungs-
vorstände aus den unterschiedlichen Kantonen 
deutlich schlechter kennen, auch wenn es sich 
um benachbarte Gemeinden handelt. Durch 
diese fehlende Kommunikation geht viel Po-
tenzial verloren. Im Limmattal hingegen sorgte 
der hohe Problemdruck bereits in den 1990er-
Jahren dafür, dass die Gemeindevertreter auch 
an den Sitzungen der jeweils anderen Pla-
nungsgruppe teilnahmen. Das Bestehen einer 
Regionalplanungsgruppe ist zwar an sich noch 
kein Garant für eine Kooperation, die über die 
blosse gegenseitige Zustellung der Nutzungs-
pläne hinausreicht. Der institutionalisierte Rah-
men bietet den Gemeinden aber eine Plattform, 
Kontakte aufzubauen und allfällige Probleme 
miteinander zu diskutieren.
Dem kantonalen Zusammengehörigkeitsge-
fühl kommt nur ein kleiner Einfluss auf die 
grenzüberschreitenden Aktivitäten zu. Es ist 
keine zentrale Komponente der hemmenden 
Wirkung der Kantonsgrenze. Viele der unter-
suchten Grenzgemeinden fühlen sich in ihrem 
Kanton nämlich als Randgemeinden und eher 
mit ihrem Agglomerationsraum verbunden. Ob-
wohl sich beispielsweise die Zürcher Einwohner 
der Agglomeration Schaffhausen in gewissen 
Bereichen gezwungenermassen am nächstlie-
genden Zentrum im eigenen Kanton orientie-
ren müssen, liegt ihr Arbeits- und Freizeitmit-
telpunkt in der Stadt Schaffhausen. Es besteht 
also eher eine Ausrichtung an funktionalen als 
an politischen Grenzen.
3.3 Erfolgversprechende Strategien  
zur grenzübergreifenden Kooperation
Die Kantonsgrenze scheint in den drei unter-
suchten Gebieten eine unterschiedlich hohe 
Hürde zu sein. So gibt es im Limmattal nur 
geringe Unterschiede zwischen der inner- und 
der interkantonalen Gemeindezusammenar-
beit, während in den beiden anderen Agglo-
merationen der hindernde Einfluss der Grenze 
offensichtlich ist. Diese Differenzen lassen sich 
zurückführen auf unterschiedliche Ausgangs-
positionen und verschiedenartige Strategien 
zur Überwindung der Kantonsgrenze. Aus den 
Fallstudien können die folgenden vier Akteurs-
strategien abgeleitet werden, die sich bezüg-
lich der grenzübergreifenden Gemeindeko-
operation als lohnend erwiesen haben. Diese 
Strategien stellen eine empirische Bestätigung 
früherer wissenschaftlicher Studien dar, die be-
reits praxisorientierte Empfehlungen mit ähn-
licher Stossrichtung formulierten (Brunner 
2000; Pfeiffer 2000).
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• Schaffung von vertrauensbildenden Struk-
turen
• Einflussnahme des Kantons
• Stärkung der regionalen Identität
Die Interessenlagen der beteiligten Gemein-
den üben einen grossen Einfluss auf die Ver-
wirklichung eines Kooperationsprojekts aus. 
Dabei tragen die Präferenzen und das Verhal-
ten der lokalen Politiker entscheidend dazu bei, 
ob sich eine Gemeinde zu einer interkommu-
nalen Zusammenarbeit entschliesst. Demokra-
tisch gewählte Politiker erachten es gemäss der 
Prämisse des Rationalverhaltens als ihr Haupt-
ziel, die für sie abgegebene Wählerstimmenzahl 
zu maximieren. Es ist daher davon auszugehen, 
dass lokale Politiker nur dann Kooperations-
projekte angehen werden, wenn es ihrer Wie-
derwahl dienlich ist. Eine politische Massnahme 
wird unter solchen Annahmen vor allem dann 
in Betracht gezogen, wenn sie einen deutlich 
sicht- oder fühlbaren Nutzen hat, dieser Nut-
zen möglichst kurzfristig anfällt und die Kosten 
niedrig oder wenig sichtbar sind (Pfeiffer 2000: 
27). Ein positives Kosten-Nutzen-Verhältnis ist 
also zentral, damit über die Gemeindegrenze 
hinweg kooperiert wird. Demzufolge ist das Vor-
liegen einer so genannten Win-win-Situation 
notwendig, damit beide Parteien profitieren 
können und daher ein beidseitiges Interesse an 
der Durchführung eines Kooperationsprojekts 
vorhanden ist. Veranschaulichen lässt sich diese 
Argumentation anhand der grenzübergreifen-
den Zusammenarbeit im Limmattal. Es handelt 
sich dabei stets um kleinere Projekte mit tie-
fen Kosten, wenig Konfliktpotenzial und einem 
für beide Seiten deutlich sichtbaren Nutzen. 
Beispiele hierfür sind der erwähnte Skulptu-
renpark von Bruno Weber in Spreitenbach und 
der Planungsprozess «Zukunft Niderfeld». Bei 
derart kleinen, zeitlich begrenzten Projekten 
ist eine interkommunale Zusammenarbeit pro-
blemlos. Der Nutzen ist für beide Seiten klar er-
sichtlich und das Projekt birgt keine politischen 
Kontroversen.
Der akteurzentrierte Institutionalismus sieht 
vor, dass sich die Wahrnehmungen, Präferenzen 
und damit auch die Strategien der Akteure unter 
dem Einfluss des institutionellen Umfelds stets 
wandeln können. Eine wichtige erfolgverspre-
chende Strategie zur Stärkung der interkommu-
nalen, grenzübergreifenden Zusammenarbeit 
ist daher die Schaffung von vertrauensbildenden 
Strukturen. Wiederholte Interaktionen fördern 
eine stabile Zusammenarbeit, da die Wieder-
holungen eine Belohnung oder Sanktion der 
anderen Partei erlauben. Die Bestrafung nicht-
kooperativen Verhaltens besteht hier darin, bei 
späteren Projekten ebenfalls nicht zu koope-
rieren. Die Belohnung würde eine Weiterfüh-
rung der Zusammenarbeit bedeuten. Durch 
diese Möglichkeiten erscheint auch nutzenma-
ximierenden Akteuren eine Kooperation sinn-
voll (Scharpf 1997: 76). Im Laufe häufigerer 
Interaktionen bildet sich zudem ein gewisses 
Vertrauen aus. Man erwartet kooperatives Ver-
halten und ist daher auch bereit, selber zu ko-
operieren. Wenn sich die Akteure gegenseitig 
kennen lernen, vielleicht sogar eine gewisse Be-
ziehung aufbauen, dürfte das gegenseitige Ver-
trauen noch schneller wachsen und die Bereit-
schaft zur Zusammenarbeit unterstützen. Mit 
einer zunehmenden Institutionalisierung der 
Zusammenarbeit verlieren die eigenen Interes-
sen zu Gunsten einer verstärkt regionalen Optik 
immer mehr an Bedeutung. Wenn die Koopera-
tion eine dauerhafte ist, können die beteiligten 
Akteure die Bereitschaft entwickeln, auch für 
sie weniger optimale Vorhaben zu akzeptieren. 
Bereits erfolgte gemeinsame Projekte machen 
es den Parteien also leichter, erneut zusammen-
zuarbeiten. In den Fallstudien hat sich diese 
Dynamik als sehr fruchtbar für die regionale 
Gemeindekooperation erwiesen. Beispiele von 
interkantonalen Strukturen lassen sich in al-
len drei Untersuchungsgebieten finden. Das am 
weitesten entwickelte Gefäss stellt die Plattform 
Aargau – Zürich (PAZ) im Limmattal dar. Nach 
der Modelleinteilung der TAK befindet sich 
die PAZ auf der zweituntersten Intensitätsstufe 
der grenzübergreifenden Zusammenarbeit. Es 
handelt sich um das Modell «Gemeinsame Dis-
kussionsplattform», das nur eine interkantonal 
koordinierende Zusammenarbeit vorsieht. Die 
PAZ dient also hauptsächlich als Kommunika-
tionsinstrument der Aargauer und Zürcher Be-
hörden. Trotzdem hat sie auf der kommunalen 
Ebene ein neues gemeinsames Bewusstsein ge-
schaffen. Durch die Errichtung dieser interkan-
tonalen Struktur lernten sich die Gemeinden 
in einem institutionalisierten Rahmen kennen 
und erhielten die Möglichkeit, sich regelmäs-
sig auszutauschen. Gemäss den beteiligten Ge-
meindevertretern «hat die PAZ ein Umdenken 
bewirkt. Es wurden persönliche Kontakte über 
die Kantonsgrenze hinweg geknüpft. Bei Pro-
blemen können dadurch die richtigen Leute 
direkt angesprochen werden.» Das Bestehen ei-
ner Kooperationsplattform hat im Limmattal 
also zu einer verstärkten interkantonalen Ko-
ordination der planerischen Vorhaben geführt. 
Die «Agglo Obersee» in der Agglomeration 
Rapperswil-Jona-Rüti und der Verein Agglo-
meration Schaffhausen zielen in dieselbe Rich-
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mit grenzübergreifender Bedeutung, sind aber 
aufgrund ihrer erst kurzen Laufzeit noch nicht 
fest verankert. So bedeutet das institutionali-
sierte Gefäss der «Agglo Obersee» für die be-
fragten Gemeinderäte eine «grosse Chance und 
die Gelegenheit, die Kantonsgrenzen in kleinen 
Schritten aufzubrechen.» Man stehe zwar noch 
am Anfang, mit dem Agglomerationsprogramm 
sei aber nun ein erster Plan geschaffen worden, 
der über die Grenze hinausreicht.
Kooperationsgefässe, die über eine Kantons-
grenze hinausreichen, sind meistens Produkte 
kantonaler Einflussnahme. Auch wenn der Aus-
löser kommunalen Ursprungs ist, sorgt eine 
kantonale Trägerschaft für eine Verstetigung 
der grenzübergreifenden Interaktionen. Dies 
zeigt sich in allen drei untersuchten Regionen. 
Unter einem breiteren räumlichen Blickwinkel 
sieht Steiner (2002: 463) in den jüngsten inter-
kommunalen Kooperationen als Aus löser rela-
tiv oft Bundes- und Kantonsvorgaben bzw. die 
angedrohte Ausrichtung von Subventionen nur 
im Falle, dass die Gemeinde mit anderen Part-
nern kooperieren würde. Die Einflussnahme 
des Kantons stellt also eine klar erfolgver-
sprechende Strategie dar. Aber auch die kanto-
nalen Politiker setzen sich gemäss des Rational-
Choice-Ansatzes nur für Projekte ein, die ein 
positives Kosten-Nutzen-Verhältnis aufweisen. 
Es werden also eher raumplanerische Koope-
rationsprojekte gefördert, die einer hohen An-
zahl von Personen einen Nutzen verschaffen 
und in volkswirtschaftlich wichtigen Regionen 
liegen. Der Einfluss dieses Faktors zeigt sich 
klar im Vergleich der Region Limmattal mit der 
Agglomeration Rapperswil-Jona-Rüti. Im Lim-
mattal konnte durch die Vorgaben der Kantone 
Aargau und Zürich, dass sich die Gemeinden 
innerhalb der errichteten Plattform an einem 
Informations- und Erfahrungsaustausch beteili-
gen sollen, eine starke Zunahme der grenzüber-
greifenden Zusammenarbeit erreicht werden. 
In der Agglomeration Rapperswil-Jona-Rüti 
hingegen steht die interkommunale Koopera-
tion noch am Anfang. Dies rührt unter anderem 
daher, dass der Kanton Zürich bezüglich der 
Agglomerationspolitik keinen Schwerpunkt auf 
die Entwicklung dieser Region legt. So nimmt 
sich die Gemeinde Rüti gemäss dem befragten 
Gemeinderat als periphere Randgemeinde im 
Kanton wahr.
Die Fallstudien zeigen, dass sich die Ein-
wohner von Agglomerationsgemeinden eher an 
funktionalen als an politischen Grenzen orien-
tieren, da ihr Arbeits- und Freizeitmittelpunkt 
in der nahen Kernstadt liegt. Eine weitere Stär-
kung dieser regionalen Identität, die Förderung 
eines regionalen Bewusstseins, führt zu einer 
höheren Bereitschaft zur interkommunalen Zu-
sammenarbeit. Je stärker nämlich die regionale 
Orientierung ausgeprägt ist, desto höher liegt 
der Nutzen von möglichen Kooperationspro-
jekten für die beteiligten Gemeinden und ihre 
Einwohner.
4. Fazit
Die drei durchgeführten Fallstudien illustrieren, 
dass die Kantonsgrenze auch in verdichteten 
Räumen, wie dem Metropolitanraum Zürich, 
eine Hürde darstellt. Dies wiegt umso schwerer, 
als dass die urbanen Grenzregionen besonders 
auf interkommunale Koordination angewiesen 
sind, um nicht zwangsläufig zu Randregionen 
zu werden. Die Ursachen der hemmenden Wir-
kung der Kantonsgrenze liegen für den Politik-
bereich der Nutzungsplanung hauptsächlich in 
der kantonal unterschiedlichen Auslegung von 
Bundespolitiken und der kantonalen Organisa-
tion der Regionalplanungsgruppen. Die kanto-
nale Grenze erzeugt ein Kommunikationsdefizit 
zwischen benachbarten Gemeinden, was eine 
koordinierte Verkehrs- und Raumplanung und 
damit die Erstarkung der gesamten Agglomera-
tion erschwert.
Diese Hürde präsentiert sich in den unter-
suchten Regionen aber unterschiedlich hoch. 
So lassen sich zwischen den Limmattaler Ge-
meinden ein regelmässiger Informationsaus-
tausch und sogar kleinere Kooperationspro-
jekte in der Nutzungsplanung finden. In den 
Agglomerationen Schaffhausen und Rappers-
wil-Jona-Rüti hingegen steht die grenzüber-
greifende Zusammenarbeit noch am Anfang. 
Diese Unterschiede sind in erster Linie auf den 
frühen Aufbau von vertrauensbildenden Struk-
turen unter kantonaler Federführung zurückzu-
führen. An Beispielen wie der Plattform Aargau 
– Zürich (PAZ) zeigt sich die Bedeutung sol-
cher grenzübergreifenden Kommunikations-
strukturen. Diese Plattformen ermöglichen ein 
besseres Kennenlernen der Planungsvorsteher, 
führen zur Ausbildung von gegenseitigem Ver-
trauen und fördern die Realisierung von ge-
meinsamen Projekten. In der Region Limmattal 
konnte durch den institutionalisierten, konti-
nuierlichen Informations- und Erfahrungs-
austausch der hemmende Einfluss der Grenze 
grösstenteils überwunden werden. Die Agglo-
merationen Rapperswil-Jona-Rüti und Schaff-
hausen verzeichneten in jüngster Zeit die ersten 
grenzübergreifenden Kontakte. Auch hier wer-
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den Grundstein für eine grenzüberschreitende 
Agglomerationspolitik legen. Diesen erstellten 
oder im Entstehen begriffenen Strukturen ent-
sprechen zwei von der TAK empfohlene Mo-
delle zur Zusammenarbeit in kantonsübergrei-
fenden Agglomerationen. Es handelt sich um 
Modelle mit niedriger Kooperationsintensität, 
die rasch umsetzbar sind: «Gemeinsame Pro-
jekte» (z. B. das grenzübergreifende Agglome-
rationsprogramm der «Agglo Obersee») sowie 
«Gemeinsame Diskussionsplattformen» (z. B. 
die PAZ in der Region Limmattal). Diese beiden 
Kooperationsmodelle sehen zwar nur eine lose 
interkantonale Koordination vor, die empirische 
Untersuchung hat aber gezeigt, dass davon auch 
die Zusammenarbeit auf Gemeindeebene profi-
tiert. Durch den regelmässigen Austausch wer-
den Hemmungen abgebaut, Probleme direkt 
angesprochen und dadurch die trennende Wir-
kung der Kantonsgrenze gemildert. Mit Blick 
auf die Untersuchungsergebnisse kann gefolgert 
werden, dass eine Zusammenarbeit zwischen 
Gemeinden über Kantonsgrenzen hinaus vor 
allem dann möglich wird, wenn die involvierten 
Kantone diese Zusammenarbeit mittragen und 
durch geeignete interkantonale Ko operations-
strukturen fördern und unterstützen.
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schutzgesetz, USG) vom 7. Oktober 1983 (Stand 
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nung (LRV) vom 16. Dezember 1985 (Stand am 
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Umweltschutz und Bauwesen des Kantons Aar-
gau (Baugesetz, BauG) vom 19. Juni 1993.
4 Bundesgerichtsurteil vom 21. September 2005, 
Nr. 1A.125/2005, 9.1.3.
5 Richtlinie des Schweizerischen Verbandes der 
Strassen- und Verkehrsfachleute (VSS) SN 640 290 
«Parkieren; Grenzbedarf, reduzierter Bedarf, 
Angebot».
6 Art. 237 des Gesetzes über die Raumplanung 
und das öffentliche Baurecht des Kantons Zü-
rich (Planungs- und Baugesetz) vom 7. Septem-
ber 1975.
7 Verwaltungsgericht des Kantons Zürich (2004): 
Rechenschaftsbericht an den Kantonsrat, Aus-
züge aus den Entscheiden.
Literatur 
Amt für Raumordnung und Vermessung (ARV); Re-
gionalplanung Zürich und Umgebung (RZU); 
Regionalplanung Winterthur und Umgebung 
(RWU); Fachstelle für Stadtentwicklung der 
Stadt Zürich (FSTE); Stadtplanungsamt Win-
terthur (SPA) (2004): Standortpolitik für pu-
blikumsintensive Einrichtungen. Empfehlungen 
aus dem Modellvorhaben. Zürich, 14. Dezember 
2004.
Baudepartement Des Kantons Aargau (2002): 
Mass nahmenplan Luft des Kantons Aargau. Bau-
departement: Aarau.
Baudirektion Kanton Zürich (1997): Wegleitung 
zur Regelung des Parkplatz-Bedarfs in kommu-
nalen Erlassen. Baudirektion: Zürich.
Behrends, S. (2001): Neue politische Ökonomie. 
München: Franz Vahlen.
Brunner, S. (2000): Möglichkeiten und Grenzen re-
gionaler interkantonaler Zusammenarbeit – Un-
tersucht am Beispiel der Ostschweiz. Dissertation 
der Universität St. Gallen. Zürich: Schulthess.
76   disP 174 · 3/2008 Muggli, R. (2002): Publikumsintensive Einrich-
tungen. Verbesserte Koordination zwischen Luft-
reinhaltung und Raumplanung. Schriftenreihe 
Umwelt, Nr. 346. Bundesamt für Umwelt, Wald 
und Landschaft BUWAL und Bundesamt für 
Raum entwicklung ARE: Bern.
Inderbitzin, J. (2003): Blick über den Gartenzaun 
– Gemeindeübergreifende Zusammenarbeit in 
der Raumplanung. Raum & Umwelt, vlp-aspan, 
November 2003: 49–55.
Lezzi, M. (1994): Raumordnungspolitik in europä-
ischen Grenzregionen zwischen Konkurrenz und 
Zusammenarbeit. Untersuchungen an der EG-
Aussengrenze Deutschland – Schweiz. Disserta-
tion, Universität Zürich.
Mayntz, R.; Scharpf F. W. (1995): «Der Ansatz 
des akteurzentrierten Institutionalismus». In: 
Mayntz, R.; Scharpf F. W. (Hrsg.): Gesellschaft-
liche Selbstregelung und politische Steuerung. 
Frankfurt A. M.: Campus, 39–72.
Pfeiffer, T. (2000): Erfolgsbedingungen grenzüber-
schreitender regionaler Zusammenarbeit. Eine 
ökonomische Analyse am Beispiel des südlichen 
Oberrheins und der Euregio Gronau. Frankfurt 
am Main: Peter Lang GmbH.
Larissa Plüss, lic. phil.
Institut für Politikwissenschaft 
Universität Zürich
Seilergraben 53
CH – 8001 Zürich
pluess@ipz.uzh.ch
Plüss, L. (2005): Die Kantonsgrenze in der Metropo-
litanregion Zürich. Eine vergleichende Fallstudie 
zur interkommunalen, kantonsübergreifenden Zu-
sammenarbeit in der Raumplanung. Lizentiats-
arbeit am Institut für Politikwissenschaft der 
Universität Zürich, Zürich.
Sager, F. (2002): Vom Verwalten des urbanen Raums. 
Berner Studien zur Politikwissenschaft, Band 11, 
Bern: Haupt.
Scharpf, F. W. (1997): Games Real Actors Play. Ac-
tor-Centered Institutionalism in Policy Research. 
Oxford: Westview Press.
Steiner, R. (2002): Interkommunale Zusammen-
arbeit und Gemeindezusammenschlüsse in der 
Schweiz. Erklärungsansätze, Umsetzungsmög-
lichkeiten und Erfolgsaussichten. Bern: Haupt.
Steiner, R.; Ladner A.; Lienhard A. (2004): Mach-
barkeit und mögliche Auswirkungen eines kan-
tonsübergreifenden Zusammenschlusses der 
Gemeinden Risch (ZG) und Meierskappel (LU). 
Bern: Kompetenzzentrum für Public Manage-
ment.
Tripartite Agglomerationskonferenz (2006): Ver-
stärkung der Zusammenarbeit in kantonsüber-
greifenden Agglomerationen. Bern: KdK.
